
Stellungnahme des Politbüros des ZK der SED 
zur Beratung der Sekretäre der Zentralkomitees 

für internationale und ideologische Fragen 
kommunistischer und Arbeiterparteien 

sozialistischer Länder in Berlin

Das Politbüro des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch
lands befaßte sich mit den Ergebnissen der Beratung der Sekretäre der Zentral
komitees für internationale und ideologische Fragen kommunistischer und Ar
beiterparteien sozialistischer Länder, die vom 3. bis 5. Juli 1979 in Berlin statt
fand.

Das Politbüro billigt die Tätigkeit der Delegation der SED und stellt mit Ge
nugtuung fest, daß seit der Budapester Beratung im März 1978 weitere Fort
schritte in der vielseitigen internationalen und ideologischen Zusammenarbeit 
erreicht worden sind. Es unterstreicht die wachsende Bedeutung dieser Zusam
menarbeit für die Verwirklichung der Aufgaben des sozialistischen und kommu
nistischen Aufbaus, für die Stärkung der Positionen und der Ausstrahlungskraft 
der Länder der sozialistischen Gemeinschaft, für die Lösung der lebenswichtigen 
Probleme der Menschheit. Es stimmt den auf der Beratung getroffenen Schluß
folgerungen zu.

Das Politbüro des Zentralkomitees der SED begrüßt die Unterzeichnung 
des SALT-II-Abkommens und bekräftigt, daß die DDR alle Schritte zur Ein
schränkung und Einstellung des Wettrüstens, zur Abrüstung und zur Sicherung 
des Friedens unterstützt. Das erfordert mehr denn je die Entfaltung neuer Akti
vitäten aller friedliebenden Kräfte auf breitester internationaler Ebene.

Das Politbüro des Zentralkomitees der SED begrüßt die auf der Beratung an
genommene Erklärung „Für internationalistische Solidarität" und bringt die Ent
schlossenheit der SED zum Ausdruck, auf der Grundlage des Marxismus-Leni
nismus, des proletarischen Internationalismus die Einheit der internationalen 
kommunistischen Bewegung und die Solidarität mit allen antiimperialistischen 
Kräften weiter zu festigen.

Es wurden Maßnahmen zur Auswertung der Beratung festgelegt.
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Beschluß des Politbüros des ZK vom 18. Juli 1979


